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Beschlussauszug 

Sitzung des Rates vom 20.06.2024 

 
6.10 BBB-Antrag: Grundsatzbeschluss zur Einführung 

einer Bezahlkarte für Bezieher von Leistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
abgelehnt 
 

240351 

 

Abstimmungsergebnis: Mit Mehrheit gegen BBB und AfD abgelehnt 
 
 
Der abgelehnte Antrag hatte folgenden Inhalt: 
Die Oberbürgermeisterin wird beauftragt, für Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine Bezahlkarte 
für geflüchtete Personen in Bonn einzuführen und sich dem dafür 
vorgesehenen Modell des Landes Nordrhein-Westfalen anzuschließen. 
Bargeldauszahlungen sind hierbei auf das gesetzlich mögliche Mindestmaß zu 
beschränken. 
 
 
 

 


